
Nachgelebt wird diesen Leitgedanken im
Rahmen konkreter Aktivitäten und Pro-
jekte. Unité koordiniert das von der Di-
rektion für Entwicklung und Zusammen-
arbeit (DEZA) finanzierte Programm zur
Förderung der personellen Entwicklungs-
zusammenarbeit und des Nord-Süd-Aus-
tausches.  Schwerpunktmässig findet der
Nord-Süd-Austausch mit rund 200 frei-
willigen Fachleuten und lokalem Perso-
nal in Lateinamerika und Afrika statt. Die
Projekte erstrecken sich von Gesundheit,
über Bildung, Soziales und Technik, bis
hin zur Landwirtschaft oder Institutions-
entwicklung. AIDS, der technische Sup-
port von Spitälern, Frauenhäuser, die Aus-
bildung von Gefangenen oder Veterinär-
medizin sind Stichwörter, welche beispiel-
haft für die Breite der Aktivitäten der Mit-
gliedsorganisationen Unités stehen. Für
Fachleute mit  Berufserfahrung, Studien-
absolventInnen bietet sich die Möglich-
keit, Erfahrungen  im Rahmen eines zwi-
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2001 wurde von der UNO zum Internatio-
nalen Jahr der Freiwilligen erklärt. In der
Schweiz leistet jede vierte Person
Freiwilligenarbeit. Würde diese Arbeit
entlöhnt, so entstünden Kosten in der
Höhe von rund 20 Milliarden Franken.
Auch im Ausland leisten SchweizerInnen
Freiwilligenarbeit. 30 Organisationen,
welche Freiwilligeneinsätze anbieten, ha-
ben sich in Unité, dem Schweizerischen
Verband für personelle Entwicklungszu-
sammenarbeit, zusammengeschlossen.
Das Engagement folgt dabei drei Grund-
sätzen:
1. Der ganzheitlichen und nachhaltigen

Entwicklung unter Berücksichtigung
von Mensch und Umwelt.

2. Der Stärkung der Zivilgesellschaft und
der Gemeinschaftsentwicklung durch
Solidarität mit den Benachteiligten.

3. Der Förderung von Begegnung und
Toleranz gegenüber anderen Kultu-
ren, Religionen und Denkansätzen.

schen sechs und zwölf Monaten dauern-
den Praktikums einen Einblick in die ak-
tuelle Lage eines Landes zu gewinnen.
Interessierte sollten anpassungsfähig und
offen gegenüber anderen Kulturen sein,
die nötigen Sprachkenntnisse sowie Vor-
stellungen und Interesse hinsichtlich der
Problematik der Nord-Süd-Zusammenar-
beit mitbringen. Am Einsatzende verfas-
sen die PraktikantInnen einen Schluss-
bericht. Es wird Wert auf ein Engagement
der AbsolventInnen  nach ihrer Rückkehr
in die Schweiz gelegt. Die Öffentlichkeit
soll sensibilisiert werden.

Informationen zu Unité und  den Prak-
tikumsmöglichkeiten:

Unité, Innere Margarethenstrasse 26,
4051 Basel, Telefon: 061/271 65 04
Fax: 061/271 65 44,
E-Mail: info@unite-ch.org

Vor über zehn Jahren wurde irakisch Kur-
distan in ein grosses Flüchtlingslager um-
gewandelt, in welchem die UNO ein Mini-
malangebot an Nahrungsmitteln und le-
benswichtigen Gütern unter die Bevölke-
rung verteilt. Die politische Zukunft die-
ser Region, aufgerieben zwischen den In-
teressen der USA und der irakischen Re-
gierung, gleicht einer Tragödie bestimmt
durch Unklarheit, Unsicherheit und Angst.
Die irakische Regierung ist in konstanter
militärischer Bereitschaft um die Region
zu destabilisieren und allenfalls zu be-
setzen. Katastrophen, terroristische Ak-
tionen und Bombenlegungen durch den
Geheimdienst, die Bombardierungen der
Grenzgebiete Kurdistans, die geheimen
Pläne und Verhandlungen mit den füh-
renden kurdischen Parteien bewirkten
eine absolut undurchsichtige, unsichere
und fragile politische Situation. Unter dem
Vorwand der Bekämpfung der PKK, in-
tervenierten türkische Truppen mit mili-
tärischen Grossaufgeboten schon über
130 Mal in irakisch Kurdistan. Der Ein-
marsch ihrer Truppen war eine grosse Be-
drohung für das Leben und den Besitz
der BewohnerInnen. Die Bombardierun-
gen von Städten und Dörfern, die Legung
von Landminen, das Kidnapping Opposi-
tioneller mit Hilfe der führenden kurdi-
schen Parteien, die bewaffnete Gewalt
gegen das kurdische Volk machen die
politische Lage unerträglich. Die islami-
sche Republik Iran und ihr Geheimdienst
haben mehr als 500 Mitglieder der Op-
position terrorisiert. Die Büros und Fal-
len ihres Geheimdienstes sind überall.
Fundamentalistische islamistische Grup-
pen, vom Iran und von Saudiarabien un-

terstützt, starteten einen Krieg gegen
alle, dem praktizierten Islam, gegenüber
kritisch Eingestellten, den AnhängerInnen
des Christentums, Schriftstellerlnnen und
Kunstschaffende, Frauen und Mitglieder
kommunistischer Gruppen. Tägliche
Sprengstoffanschläge auf Weinhandlun-
gen, Schönheitssalons, Parkanlagen, Bü-
ros humanitärer Organisationen und mo-
derne Kulturzentren verwandelten diese
Region in eine Hölle auf Erden.  Die will-
kürliche Ermordung von Gefangenen, die
Zerstörung von Wohnhäusern sowie die
bewaffnete Gewalt gegen Oppositionelle
sind an der Tagesordnung und Ausdruck
der Politik und Regierungsweise in ira-
kisch Kurdistan. Das von beiden Parteien
unterzeichnete Washingtoner Abkommen
konnte weder die Probleme lösen, noch
ihre Machtkämpfe beenden oder eine
Perspektive für die Zukunft der Region
aufzeigen. PUK und KDP regieren mit Hilfe
von bewaffneten Milizen. Unter Anwen-
dung der Gesetze und Regeln der Regie-
rung Sadams versuchen sie über diese
Region zu herrschen; ein Gebiet wo es
weder Pressefreiheit noch Streikrecht,
weder ein Demonstrations- noch ein Or-
ganisationsrecht gibt. Irakische KurdIn-
nen müssen zu Tausenden nach Europa
flüchten, da die politische und soziale
Situation in dieser Region unsicher und
instabil ist. Die Wirklichkeit ist anders als
sie von einer Delegation des Bundesam-
tes für Flüchtlinge BFF während einer
Reise im März 2001 wahrgenommen wur-
de. Die Zukunft irakisch Kurdistans ist
höchst ungewiss. Es gibt weder eine Ver-
fassung noch eine zivile Gesetzgebung.
Das Risiko, zentralirakischen Interventio-

nen ausgesetzt zu werden, bleibt weiter-
hin bestehen. Die drohenden Interven-
tionen durch türkische Truppen in irakisch
Kurdistan, Interventionen der iranischen
Republik und ihrem Geheimdienst, die
Nichteinhaltung des Washingtoner Ab-
kommens zwischen den zwei führenden
Parteien irakisch Kurdistans PUK und KDP
und die daraus resultierende Gefahr ei-
nes Bürgerkriegs, die Fortdauer terrori-
stischer Anschläge islamistischer, durch
den Iran und Saudiarabien unterstützten
Gruppen. Die fehlende politische Freiheit
und die ständigen Verletzungen der Men-
schenrechte sind weitere Gründe für die
fortdauernden Fluchtbewegungen iraki-
scher KurdInnen nach Europa. Die Flüch-
tenden erhoffen sich Sicherheit und
Schutz vor politischer Verfolgung und
Gewalt. Ihre Fluchtgründe sind nicht wirt-
schaftlichen Ursprungs. Die negativen
Asylentscheide des BFF haben in den letz-
ten Monaten stark zugenommen und die
Abgewiesenen müssen mit der Rück-
schaffung nach irakisch Kurdistan rech-
nen.
Deshalb wurde eine Petition an den Bun-
desrat, dem Parlament, der Justiz- und
Polizeidirektion und dem Direktor für
Flüchtlinge vorbereitet. Darin wird ver-
langt, dass der Entscheids des BFF vom
8. Oktober 1999, wonach irakisch Kurdi-
stan eine sichere Region und die Rück-
schaffung Asylsuchender nach irakisch
Kurdistan zumutbar sei. Folglich wird ein
Bleiberecht für alle irakischen Füchtlinge
gefordert.

Info und Petitionsbögen bei: Inter-
national Federation of Iraqi Re-
fugees, IFIR - Schweizer Sektion
PF 7643, 3001 Bern
Telefon/Fax: 031/992 79 03

Ist es das, was man ein sicheres Gebiet nennt?
Hasan Raza
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